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Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Oeſterreich-Ungarn wegen Herſtellung der 
Eiſenbahnverbindung von Tannwald nach Petersdorf, S. 127. 


(Nr. 10098.) Staatsvertrag zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Oeſterreich-Ungarn wegen 
Herſtellung der e von Tannwald nach Petersdorf. 
Vom 5. November 1898. 
Same Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, im Namen des 
Deutſchen Reiches und Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich, König von 
Böhmen ꝛc. und Apoſtoliſcher König von Ungarn, find übereingekommen, zur 
Regelung der Beziehungen zwiſchen Preußen und Oeſterreich wegen einer zwiſchen 
dieſen beiden Staaten herzuſtellenden weiteren Eiſenbahnverbindung einen Vertrag 
abzuſchließen, und haben zu dieſem Zwecke zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor, Wirklichen Geheimen Ober-Regie— 
rungsrath Dr. Paul Micke, 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Julius Rathjen, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Franz von e 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Lehmann, 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Baurath Balduin Wiesner, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Guſtav Lacomi 
und 
Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich, König von Böhmen x. 
und Apoſtoliſcher König von Ungarn: 
Allerhöchſtihren Sektionschef im Kaiſerlich Königlichen Eiſenbahn— 
miniſterium Ludwig Wrba, 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath im Kaiſerlich Königlichen Eiſenbahn— 
miniſterium Carl Wurmb, 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath im Kaiſerlich Königlichen Finanz⸗ 
miniſterium Dr. Friedrich Freiherrn von Raymond, 
Allerhöchſtihren Sektionsrath im Kaiſerlich Königlichen Eiſenbahn— 
miniſterium Dr. Zdenko Ritter von Forſter, 
Oeſez⸗ Samml. 1899. (Nr. 10098.) 28 


Ausgegeben zu Berlin den 25. Juli 1899. 
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Allerhöchſtihren Sektionsrath im Kaiſerlich Königlichen Eiſenbahn⸗ 
miniſterium Dr. Auguſt Weeber, 
Allerhöchſtihren Sektionsrath im Kaiſerlich Königlichen Finanzminiſterium 
Adolf Gerſtendörfer, 
von welchen nach geſchehener Mittheilung und gegenſeitiger Anerkennung ihrer 
Vollmachten unter dem Vorbehalte der Ratifikation der nachſtehende Vertrag 
verabredet und abgeſchloſſen worden iſt. 


Artikel J. 

Die Regierungen der im Eingange bezeichneten beiden Staaten ſind über⸗ 
eingekommen, eine Eiſenbahnverbindung von Tannwald über die beiderſeitige 
Grenze nach Petersdorf zuzulaſſen und die Vollendung des Baues nebſt der 
Eröffnung des Betriebes derſelben innerhalb des im Artikel II angegebenen 
Termines herbeizuführen. 

Arxkiker I. 


Die Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſche Regierung wird die Ausführung 
der zwiſchen der beſtehenden Station Tannwald und der künftigen Betriebswechſel⸗ 
ſtation (Artikel XV) gelegenen Strecke der im Artikel J bezeichneten Eiſenbahn 
entweder im Wege der Ertheilung der Konzeſſion nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen des gegenwärtigen Vertrages ſicherſtellen oder auf Grund einzuholender 
geſetzlicher Ermächtigung und nach Exfüllung derjenigen Bedingungen, von 
welchen der Bau dieſer Strecke geſetzlich abhängig gemacht werden ſollte, ſelbſt 
für eigene Rechnung bewirken. 

Sie wird ihre einſchlägige Entſchließung bis Ende des Jahres 1899 zur 
Kenntniß der Königlich Preußiſchen Regierung bringen und zugleich den Zeitpunkt 
bezeichnen, bis zu welchem die thunlichſt zu beſchleunigende und längſtens innerhalb 
zwei und einem halben Jahre, vom Tage der obigen Mittheilung an gerechnet, 
zu bewirkende betriebsfähige Herſtellung der öſterreichiſchen Strecke erfolgt fein wird. 

Die Einhaltung dieſes Termines wird die Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſche 
Regierung im Falle der Konzeſſionsertheilung durch die entſprechenden Konzeſſions⸗ 
beſtimmungen und Anhaltung der bauführenden Unternehmung, im Falle des 
ſtaatsſeitigen Ausbaues aber durch die erforderlichen Verwalkungsmaßnahmen 
ſicherſtellen. 

Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ihrerſeits ſich bereit, die An- 
ſchlußſtrecke der im Artikel 1 bezeichneten Bahnlinie von der Betriebswechſelſtation 
nach Petersdorf für eigene Rechnung auszuführen. Sie wird den Bau der 
preußiſchen Strecke derart vorbereiten und fördern, daß dieſelbe ehethunlichſt, und 
zwar wenn möglich, gleichzeitig mit der betriebsfähigen Herſtellung der öſter⸗ 
reichiſchen Strecke im Baue vollendet und dem Betriebe übergeben werden kann. 

Artikel UI. 

Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie, wie des geſammten Bauplanes 
und der einzelnen Bauentwürfe bleibt jeder der beiden Regierungen für ihr Gebiet 
vorbehalten. 
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Der Punkt, wo die beiderſeitige Grenze von der Bahn überſchritten wird, 
ſoll auf Grund der von den betreffenden Eiſenbahnverwaltungen auszuarbeitenden 
Projekte durch techniſche Kommiſſarien näher beſtimmt werden. 


Artikel IV. 

Die neu herzuſtellende Eiſenbahn (Artikel D ſoll zunächſt nur mit Einem 
durchgehenden Gleiſe verſehen werden. Sollte ſpäterhin das Bedürfniß nach 
Herſtellung des zweiten Gleiſes auf der ganzen Bahnlinie, beziehungsweiſe auf 
einzelnen Theilſtrecken derſelben oder nach einer ſonſtigen zur ungeſtörten Ab— 
wickelung des Verkehres nothwendigen weiteren Ausgeſtaltung der erſten Bau— 
und Betriebseinrichtungen ſich herausſtellen, ſo werden die Hohen Regierungen 
behufs einer Verſtändigung hierüber in weitere Verhandlung treten. 

Die Spurweite der Gleiſe ſoll in Uebereinſtimmung mit den anſchließenden 
Bahnen 1,135 Meter im Lichten der Schienen betragen. Auch im Uebrigen follen . 
die Konſtruktionsverhältniſſe der anzulegenden Bahnſtrecken und deren Betriebs⸗ 
mittel unter Bedachtnahme auf die eventuelle Anwendung des Zahnradſyſtems 
in einzelnen Theilſtrecken der beiderſeitigen Anſchlußlinien dergeſtalt nach gleich- 
mäßigen Grundſätzen feſtgeſtellt werden, daß auf den beiderſeitigen Bahnſtrecken 
ein ineinandergreifender Betrieb ſtattfinden kann, insbeſondere auch die Betriebs⸗ 
mittel von und nach den anſchließenden Bahnen ungehindert übergehen, beziehungs⸗ 
weiſe wechſelſeitig benützt werden können. 

Die von einer der beiden Hohen Regierungen geprüften Betriebsmittel 
werden ohne nochmalige Prüfung auch auf der im Gebiete der anderen liegenden 

Bahnſtrecke zugelaſſen werden. 
Artikel V. 

Die beiden Hohen Regierungen verpflichten ſich, zuzulaſſen beziehungsweiſe 
anzuordnen, daß die neu herzuſtellende Eiſenbahn an ihren Endpunkten in an⸗ 
gemeſſene, den Uebergang der Betriebsmittel geſtattende Schienenverbindung mit 
den zur Zeit daſelbſt anſchließenden Eiſenbahnen geſetzt werde. 


Artikel VI. 

Die Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſche Regierung erklärt ihre Zuſtimmung, 
daß die auf öſterreichiſchem Staatsgebiete gelegene Strecke von der beiderſeitigen 
Grenze bis zu der künftigen Betriebswechſelſtation (Artikel XW) von der Königlich 
Preußiſchen Regierung ſelbſt gebaut und betrieben werde. 

Auch ertheilen die beiden Hohen Regierungen die Zuſtimmung, daß die 
in den Artikeln I und II bezeichneten beiderſeitigen Anſchlußlinien bis zum Anſchluß⸗ 
punkte an der beiderſeitigen Grenze, ſowie die eventuell in Ausſicht genommene 
Abzweigung von einem geeigneten Punkte der öſterreichiſchen Anſchlußſtrecke nach 
Rochlitz und Starkenbach, ſoweit ſich dies aus techniſchen oder bauökonomiſchen 
Rückſichten als nothwendig herausſtellen ſollte, in einzelnen kurzen Theilſtrecken 
über das Gebiet des Nachbarſtaates geführt werden. 

Die näheren Beſtimmungen hierfür bleiben der einverſtändlichen Feſtſtellung 
durch techniſche Kommiſſarien der beiden Hohen Regierungen vorbehalten, wobei 
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mit Rückſicht auf die geringe Ausdehnung und die unſelbſtändige Stellung dieſer 
Bahnſtrecken alle geſetzlich zuläſſigen Erleichterungen und Vereinfachungen An⸗ 
wendung finden ſollen. 

Zum Zwecke des Erwerbes der zur Anlage der in dieſem Artikel bezeichneten 
Bahnſtrecken erforderlichen Grundſtücke ſoll den Unternehmern in jedem der beiden 
Staatsgebiete das Enteignungsrecht nach den dort jeweilig geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen eingeräumt werden. 


Artikel VII. 

Die volle Landeshoheit (alſo auch die Ausübung der Juſtiz- und Polizei⸗ 
gewalt) bleibt in Anſehung der die beiderſeitige Grenze überſchreitenden Bahn 
ſtrecken auf jedem der beiden Gebiete der betreffenden Territorialregierung aus⸗ 
ſchließlich vorbehalten. : 

Artikel VIII. 

Die Hohen Regierungen behalten ſich vor, zur Handhabung der ihnen über 
die Bahnſtrecken in ihrem Gebiete und über den Betrieb auf denſelben zuſtehenden 
Hoheits- und Aufſichtsrechte Kommiſſarien zu beſtellen, welche die Beziehungen 
ihrer Regierungen zu den Eiſenbahnverwaltungen in allen denjenigen Fällen zu 
vertreten haben, die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten 
der zuſtändigen Landesbehörden geeignet ſind. 


Artikel IX. 

Unbeſchadet des Hoheits- und Aufſichtsrechtes der Hohen vertragſchließenden 
Theile über die in ihren Gebieten gelegenen Bahnſtrecken und über den darauf 
ſtattfindenden Betrieb verbleibt die Ausübung des Oberaufſichtsrechtes über die 
den Betrieb führenden Eiſenbahnverwaltungen im Allgemeinen derjenigen Re⸗ 
gierung, in deren Gebiete dieſelben ihren Sitz haben. 


Artikel X. 

Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem der beiden Gebiete 
zuſtändigen Behörden in Gemäßheit der für jedes Gebiet geltenden Vorſchriften 
enden zunächſt durch die Beamten der Eiſenbahnverwaltung gehandhabt 
werden. i 

Artikel XI. 

Inſoweit ein öſterreichiſcher Unternehmer innerhalb des preußiſchen Gebietes 
oder ein deutſcher Unternehmer innerhalb des öſterreichiſchen Gebietes den Bau, 
beziehungsweiſe den Betrieb der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Bahn— 
ſtrecken ganz oder theilweiſe übernimmt oder künftig übernehmen ſollte, hat ſich 
derſelbe rückſichtlich aller aus der Anlage und aus dem Betriebe der Bahn herzu— 
leitenden Entſchädigungsanſprüche den Geſetzen und der Gerichtsbarkeit des Staates, 
in welchem die Schadenszufügung ſtattgefunden hat, zu unterwerfen, inſofern der 
Entſchädigungsanſpruch nicht aus einem mit der betriebführenden Bahnverwaltung 
oder mit einer der übrigen an dem Transport betheiligten Bahnen abgeſchloſſenen 
Frachtgeſchäfte hergeleitet wird. 
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Artikel XII. 

Reichsangehörige des einen der Hohen vertragſchließenden Theile, welche von 
den Eiſenbahnverwaltungen beim Betriebe der Bahnſtrecken im Gebiete des anderen 
Theiles etwa angeſtellt werden, ſcheiden dadurch nicht aus dem Unterthanen— 
verbande ihres Heimathslandes aus. 

Die Stellen der Lokalbeamten, mit Ausnahme der Bahnhofsvorſtände, 
der Telegraphen- und derjenigen Beamten, welche mit der Erhebung von Geldern 
betraut ſind, ſollen jedoch thunlichſt mit einheimiſchen Staatsangehörigen beſetzt 
werden. 5 
Sämmtliche Beamte ſind ohne Unterſchied des Ortes ihrer Anſtellung bei 
der Bahn rückſichtlich der Disziplinarbehandlung nur der Anſtellungsbehörde, im 
Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates unterworfen, in welchem 
ſie ihren Wohnſitz haben. - 

Artikel XIII. 

Die Feſtſtellung und Genehmigung der Fahrpläne und Tarife bleibt der- 
jenigen Regierung vorbehalten, in deren Gebiete die betriebführende Eiſenbahn— 
verwaltung ihren Sitz hat. 

Artikel XIV. 

Die im Intereſſe der Erleichterung des gegenſeitigen Eiſenbahnverkehres 
zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Oeſterreich-Ungarn jeweilig beſtehenden 
Vertragsbeſtimmungen, insbeſondere alſo die Beſtimmungen der Artikel 15 bis 18 
des Handelsvertrages vom 6. Dezember 1891, inſolange derſelbe Gültigkeit hat, 
finden auch auf den durch den gegenwärtigen Vertrag geſicherten Eiſenbahn— 
anſchluß Anwendung. 

Beide Hohe vertragſchließende Theile verpflichten ſich, dahin zu wirken, 

1) daß auf der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Eiſenbahn 
möglichſt im Anſchluſſe an die Züge der angrenzenden Bahnſtrecken 
mindeſtens zwei für die Perſonenbeförderung geeignete Züge täglich in 
beiden Richtungen und für den Güterverkehr ſo viel Züge eingerichtet 
werden, als zur Bewältigung deſſelben erforderlich ſind, ſowie daß die 
ſonſtigen Betriebsanordnungen den Verkehrsintereſſen entſprechend ges 
regelt werden; 
daß der Einführung direkter Abfertigungen im Perſonen- und Güter⸗ 
verkehre zwiſchen den in Frage ſtehenden und den angrenzenden Bahn— 
ſtrecken, falls dieſelbe im Intereſſe des Verkehres von beiden Hohen 
Regierungen als wünſchenswerth bezeichnet wird, ſeitens der betrieb— 
führenden Verwaltungen der betheiligten Eiſenbahnen nicht widerſprochen 
werde. 
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Artikel XV. 

Der Betriebswechſel auf der herzuſtellenden Eiſenbahn ſoll in einer auf 
öſterreichiſchem Gebiete nächſt Ober-Polaun (Grünthal) anzulegenden Station 
erfolgen, deren Anlage und Einrichtung im Zuſammenhange mit der im Artikel III 
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vorgeſehenen einverſtändlichen Feſtſetzung des Grenzübergangspunktes auf Grund 
des von der betheiligten öſterreichiſchen Eiſenbahnverwaltung auszuarbeitenden 
Projektes durch techniſche Kommiſſarien beſtimmt werden wird. 

Für die Anlage und Ausrüſtung der Wechſelſtation ſind die in Oeſterreich 
geltenden Grundſätze maßgebend. 

Dagegen ſollen die Einrichtungen des Baues und Betriebes, die Kon⸗ 
ſtruktion des Oberbaues und die Signaleinrichtungen der auf öſterreichiſchem 
Gebiete gelegenen Strecke von der Grenze bis zur Wechſelſtation mit denjenigen 
Einrichtungen übereinſtimmen, welche in dieſer Beziehung für die auf preußiſchem 
Gebiete gelegene Anſchlußſtrecke genehmigt werden. : 

: Artikel XVI. 

Die Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſche Regierung wird im Falle der 
Konzeſſionsertheilung für die auf ihrem Gebiete gelegene Strecke den Konzeſſionär 
anhalten, der Königlich Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung die Mitbenutzung 
der zu errichtenden Grenz- und Wechſelſtation zu geſtatten. 

Die gleichen Zugeſtändniſſe wird die Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſche 
Regierung der Königlich Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung in dem Falle 
unmittelbar gewähren, wenn der Bau der öſterreichiſchen Strecke auf Staats⸗ 
koſten ausgeführt werden ſollte. f 

Artikel XVII. 

Bezüglich der Bedingungen, unter welchen der Königlich Preußiſchen 
Staatseiſenbahnverwaltung das Recht der Mitbenutzung des zukünftigen Wechſel⸗ 
bahnhofes zuſtehen ſoll, und insbeſondere bezüglich der der Eigenthumsverwaltung 
dafür zu leiſtenden beſonderen Entſchädigung bleibt eine Vereinbarung zwiſchen 
den betheiligten beiderſeitigen Bahnverwaltungen vorbehalten. 

Beim Mangel eines Einverſtändniſſes haben ſich die Bahnverwaltungen 
den nach vorgängiger Verſtändigung gemeinſchaftlich zu treffenden Anordnungen 
der beiden Hohen Regierungen zu fügen. 

Jedenfalls ſollen aber die Koſten für die in der Wechſelſtation auszu⸗ 
führenden Anlagen und Bauten, einſchließlich der Dienſt⸗ und Wohnräume für 
die Eiſenbahn⸗, Zoll, Poſt⸗, Telegraphen- und Polizeiverwaltung, in dem durch 
das wirkliche Bedürfniß des Bahnverkehrs bedingten Umfange ſeitens der dieſen 
Bahnhof mitbenutzenden Königlich Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung nach 
Verhältniß der Mitbenutzung dem Eigenthümer baar vergütet werden. 

Nach gleichen Grundſätzen werden die Erweiterungen der urſprünglichen 
Bahnanlagen in der Wechſelſtation behandelt, welche die Kaiſerlich Königlich 
Oeſterreichiſche Regierung im Intereſſe des Verkehrs für geboten erachten oder 
welche die Königlich Preußiſche Regierung für ihre im dritten Abfate bezeichneten 
Dienſtzweige etwa in Anſpruch nehmen ſollte. 

Artikel XVIII. 


Auf der Grenzſtation, welche mit der auf öſterreichiſchem Gebiete anzu⸗ 
legenden Wechſelſtation vereinigt werden ſoll, wird zur Erreichung des im 
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Artikel 8 des Handelsvertrages vom 6. Dezember 1891 bezeichneten Zweckes von 
beiden Seiten je ein Grenzzollamt mit den den Verkehrsverhältniſſen entſprechenden 
Abfertigungsbefugniſſen errichtet werden. 

Die vertragſchließenden Hohen Regierungen erklären ſich bereit, die Befug⸗ 
niſſe der genannten Zollämter zu erweitern, ſobald und ſoweit die Ausdehnung 
des Verkehres es erfordern ſollte. 


Artikel XIX. 

5 Die Förmlichkeiten der zollamtlichen Reviſion und Abfertigung des 
Paſſagiergepäcks, der ein⸗ und ausgehenden Güter, ſowie der zollamtlichen Ueber⸗ 
wachung des im Artikel 18, Alinea 2 und 3 des Handelsvertrages vom 
6. Dezember 1891 vorgeſehenen Durchzugsverkehres ſollen ſeinerzeit durch beider— 
ſeitige Kommiſſarien noch näher verabredet werden. 


Artikel XX. 

Die wegen Handhabung der Paß- und Fremdenpolizei im Eifenbahn- 
verkehre ſchon beſtehenden oder noch zu vereinbarenden Beſtimmungen ſollen auf 
die den Gegenſtand dieſes Vertrages bildende Eiſenbahnverbindung Anwendung 
finden. 5 

Ueber die Amtsbefugniſſe der Polizeibeamten, welche etwa von der 
Königlich Preußiſchen Regierung auf dem Grenzbahnhofe ſtationirt werden 
ſollten, bleibt eine beſondere Verſtändigung zwiſchen den beiden Hohen Regierun⸗ 
gen vorbehalten. Die diesfällige Verhandlung ſoll mindeſtens drei Monate vor 
Inbetriebſetzung der herzuſtellenden Eiſenbahn beginnen und vor Eröffnung des 
Betriebes thunlichſt vollſtändig zum Abſchluſſe gebracht werden. | 2 


Artikel XXI. 

Die Regulirung des Poſt- und Telegraphendienſtes bleibt der beſonderen 
Verſtändigung zwiſchen den beiderſeitigen Poſt- und Telegraphenverwaltungen 
vorbehalten. 

Für den Fall, daß hiernach der Betriebswechſel auch für den Poſtbetrieb 
an demſelben Punkte ſtattfindet, welcher nach Artikel XV für den Eiſenbahn⸗ 
betriebswechſel in Ausſicht genommen iſt, hat die Königlich Preußiſche Staats⸗ 
eiſenbahnverwaltung die Verpflichtung zu übernehmen, auf der Strecke zwiſchen 
der beiderſeitigen Grenze und der Wechſelſtation dieſen Betrieb zu Gunſten der 
Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſchen Poſtverwaltung auszuführen. 


Artikel XXII. f 
Jede der beiden Hohen Regierungen wird den Betrieb der auf ihrem 
Gebiete gelegenen Bahnſtrecken, ſoweit und ſolange derſelbe von einer Eiſenbahn— 
verwaltung des anderen Landes geführt wird, mit keinen anderen oder höheren 
Abgaben belegen, als denjenigen, welche daſelbſt den Bahnbetrieb ausländiſcher 
Eiſenbahnverwaltungen im Allgemeinen treffen. i 
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Artikel XXIII. 

Sollte im Falle der Ausführung der öſterreichiſcherſeits herzuſtellenden 
Bahnſtrecken durch eine Privatunternehmung ſpäterhin eine Aenderung in den 
Eigenthumsverhältniſſen dieſer Strecke in Folge Einlöſung oder Heimfalls der⸗ 
felben eintreten oder die Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſche Regierung den Betrieb 
der gedachten Strecke ſelbſt übernehmen, ohne das Eigenthum derſelben zu er⸗ 
werben, fo bleiben deſſenungeachtet die Beſtimmungen des gegenwärtigen Ver⸗ 
trages unverändert in Kraft. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung ſoll es freiſtehen, die aus dieſem 
Vertrage für ſie hervorgehenden Rechte und Pflichten auf das Deutſche Reich 
zu übertragen. 

Artikel XXIV. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeitig zur Allerhöchſten Genehmigung 
vorgelegt und die Auswechſelung der darüber auszufertigenden Ratifikations⸗ 
Urkunden baldthunlichſt in Wien bewirkt werden. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unter⸗ 
zeichnet und beſiegelt. 


So geſchehen zu Wien, am 5. ſtovember 1898. 


(L. S.) Dr. Micke. (L. S.) Wrba. 

(L. S.) Rathjen. (L. S.) Wurmb. 

(L. S.) v. Aichberger. (L. S.) Frh. v. Raymond. 
(L. S.) Lehmann. (L S.) v. Fopſter, 

(L. S.) Wiesner. (L. S.) Weeber. 

(L. S.) Lacomi. (L. S.) Gerſtendörfer. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratiſizirt worden, und die Auswechſe⸗ 
lung der Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


